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Bekanntmachungen des Landratsamtes 

 

 
Bekanntmachung des Kreiswahlleiters für den Wahl-
kreis 216 Ingolstadt  

17 Wahl zum 19. Deutschen Bundestag am 24. September 
2017 
Bekanntmachung des Kreiswahlleiters für den Wahl-
kreis 216 Ingolstadt vom 27.01.2017 
Aufforderung zur Einreichung von Kreiswahlvorschlä-
gen 

Gemäß § 19 des Bundeswahlgesetzes (BWG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23. Juli 1993 (BGBl I S. 1288, 1594), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 03. Mai 2016 (BGBl I 
S. 1062), in Verbindung mit § 32 Abs. 1 der Bundeswahlordnung 
(BWO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. April 2002 
(BGBl I S. 1376), zuletzt geändert durch Art. 1 der Verordnung vom 
13. Mai 2013 (BGBl I S. 1255), fordere ich hiermit die Parteien und 
die Wahlberechtigten zur möglichst frühzeitigen Einreichung der 
Kreiswahlvorschläge auf. 

Die Kreiswahlvorschläge sind beim Kreiswahlleiter spätestens am 

17. Juli 2017, 18.00 Uhr 

schriftlich einzureichen.  

Die zur Entgegennahme von Wahlvorschlägen zuständige Dienst-
stelle des Kreiswahlleiters ist das Sachgebiet Wahlen der Stadt In-
golstadt (85049 Ingolstadt, Rathausplatz 4, Zimmer 107 oder 109). 

 

A. Voraussetzungen für die Einreichung von Kreiswahlvorschlä-

gen 

1. Kreiswahlvorschläge können von Parteien und nach Maßgabe des 
§ 20 BWG von Wahlberechtigten eingereicht werden. Eine Partei 
kann in jedem Wahlkreis nur einen Kreiswahlvorschlag einrei-
chen. 

2. Parteien, die im Deutschen Bundestag oder einem Landtag seit 
deren letzter Wahl nicht aufgrund eigener Wahlvorschläge unun-
terbrochen mit mindestens fünf Abgeordneten vertreten waren, 
können als solche einen Kreiswahlvorschlag nur einreichen, wenn 
sie spätestens am 19. Juni 2017 bis 18.00 Uhr dem Bundeswahl-
leiter (Statistisches Bundesamt, Gustav-Stresemann-Ring 11, 
65189 Wiesbaden) ihre Beteiligung an der Wahl schriftlich ange-
zeigt haben und der Bundeswahlausschuss ihre Parteieigenschaft 
festgestellt hat. 

 In der Anzeige ist anzugeben, unter welchem Namen sich die 

Partei an der Wahl beteiligen will. Die Anzeige muss von mindes-

tens drei Mitgliedern des Bundesvorstands, darunter dem Vorsit-

zenden oder seinem Stellvertreter, persönlich und handschriftlich 

unterzeichnet sein. Hat eine Partei keinen Bundesvorstand, so tritt 

der Vorstand der jeweils obersten Parteiorganisation an die Stelle 

des Bundesvorstands. Die schriftliche Satzung und das schriftliche 

Programm der Partei sowie ein Nachweis über die satzungsgemä-

ße Bestellung des Vorstands sind der Anzeige beizufügen. Der 

Anzeige sollen Nachweise über die Parteieigenschaft nach § 2 

Abs. 1 Satz 1 des Parteiengesetzes beigefügt werden. 

3. Der Bundeswahlausschuss stellt spätestens am 7. Juli 2017 für alle 

Wahlorgane verbindlich fest, welche Parteien im Deutschen Bun-

destag oder in einem Landtag seit deren letzter Wahl aufgrund ei-

gener Wahlvorschläge ununterbrochen mit mindestens fünf Abge-

ordneten vertreten waren und welche Vereinigungen, die ihre Be-

teiligung angezeigt haben, für die Wahl als Parteien anzuerkennen 

sind. Gegen eine Feststellung, die sie an der Einreichung von 

Wahlvorschlägen hindert, kann eine Partei oder Vereinigung bin-

nen vier Tagen nach deren Bekanntgabe Beschwerde zum Bun-

desverfassungsgericht erheben. In diesem Fall ist die Partei oder 

Vereinigung von den Wahlorganen bis zur Entscheidung des Bun-

desverfassungsgerichts, längstens bis zum Ablauf des 27. Juli 

2017 wie eine wahlvorschlagsberechtigte Partei zu behandeln. 

 

B. Inhalt und Form der Kreiswahlvorschläge 

1. Als Bewerber kann in einem Kreiswahlvorschlag nur benannt 
werden, wer 

a)  am Wahltag Deutscher im Sinne des Artikels 116 Abs. 1 des 
Grundgesetzes ist, das 18. Lebensjahr vollendet hat und 
nicht nach § 15 Abs. 2 BWG von der Wählbarkeit ausge-
schlossen ist, 

b) als Bewerber einer Partei nicht Mitglied einer anderen als 

der den Kreiswahlvorschlag einreichenden Partei ist und in 

einer Mitgliederversammlung zur Wahl eines Wahlkreisbe-

werbers oder in einer besonderen oder allgemeinen Vertre-

terversammlung entsprechend den Bestimmungen des § 21 

BWG in geheimer Abstimmung hierzu gewählt worden ist, 

c)  seine Zustimmung dazu schriftlich erklärt hat; die Zustim-

mung ist unwiderruflich. 

d) Der Kreiswahlvorschlag darf nur den Namen eines Bewer-

bers enthalten. Jeder Bewerber kann nur in einem Wahlkreis 

und hier nur in einem Kreiswahlvorschlag benannt werden. 

2. Der Kreiswahlvorschlag soll nach dem Muster der Anlage 13 zur 
BWO eingereicht werden. Er muss enthalten 

A M T S B L A T T  
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a)  Familiennamen, Vornamen, Beruf oder Stand, Geburtsda-
tum, Geburtsort und Anschrift (Hauptwohnung) des Bewer-
bers, 

b) den Namen der einreichenden Partei und, sofern sie eine 

Kurzbezeichnung verwendet, auch diese, bei anderen 

Kreiswahlvorschlägen (§ 20 Abs. 3 BWG) deren Kennwort. 

3. Der Kreiswahlvorschlag soll ferner Namen und Anschriften der 
Vertrauensperson und der stellvertretenden Vertrauensperson ent-
halten. 

4. Kreiswahlvorschläge von Parteien sind von mindestens drei Mit-
gliedern des Vorstands des Landesverbandes, darunter dem Vor-
sitzenden oder seinem Stellvertreter, persönlich und handschrift-
lich zu unterzeichnen. Hat eine Partei in Bayern keinen Landes-
verband oder keine einheitliche Landesorganisation, so müssen die 
Kreiswahlvorschläge von den Vorständen der nächstniedrigen Ge-
bietsverbände, in deren Bereich der Wahlkreis liegt, dem Satz 1 
gemäß unterzeichnet sein. Die Unterschriften des einreichenden 
Vorstands genügen, wenn er innerhalb der Einreichungsfrist 
nachweist, dass dem Landeswahlleiter eine schriftliche, dem Satz 
1 entsprechende Vollmacht der anderen beteiligten Vorstände vor-
liegt. 

5. Die Kreiswahlvorschläge der unter A.2. genannten Parteien müs-
sen außerdem von mindestens 200 Wahlberechtigten des Wahl-
kreises persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein. Die 
Wahlberechtigung der Unterzeichner muss im Zeitpunkt der Un-
terzeichnung gegeben sein und ist bei Einreichung des Kreiswahl-
vorschlags nachzuweisen. 

6. Andere Kreiswahlvorschläge (Wählergruppen und Einzelbewer-
ber) müssen von mindestens 200 Wahlberechtigten des Wahlkrei-
ses persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein (§ 20 Abs. 3 
BWG), Nr. 5 Satz 2 gilt entsprechend. Hierbei haben drei Unter-
zeichner ihre Unterschriften auf dem Kreiswahlvorschlag selbst zu 
leisten. 

7. Muss ein Kreiswahlvorschlag nach den vorhergehenden Nummern 
5 und 6 von mindestens 200 Wahlberechtigten unterzeichnet sein, 
so sind die Unterschriften auf amtlichen Formblättern nach Anla-
ge 14 zur BWO unter Beachtung des § 34 Abs. 4 BWO zu erbrin-
gen. Auf jedem Formblatt für eine Unterstützungsunterschrift 
kann nur eine Unterschrift geleistet werden. Die Formblätter wer-
den auf Anforderung vom Kreiswahlleiter kostenfrei geliefert. 

 Bei der Anforderung sind Familienname, Vornamen und Anschrift 
(Hauptwohnung) des vorzuschlagenden Bewerbers anzugeben. 
Wird bei der Anforderung der Nachweis erbracht, dass für den 
Bewerber im Melderegister eine Auskunftssperre gemäß Art. 31 
Abs. 7 Meldegesetz eingetragen ist, wird anstelle seiner Anschrift 
(Hauptwohnung) eine Erreichbarkeitsanschrift verwendet; die An-
gabe eines Postfachs genügt nicht. 

 Als Bezeichnung des Trägers des Wahlvorschlags, der den Kreis-
wahlvorschlag einreichen will, sind außerdem bei Parteien deren 
Name und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwenden, auch die-
se, bei anderen Kreiswahlvorschlägen deren Kennwort anzugeben. 
Die vorgenannten Angaben zum Bewerber und zum Wahlvor-
schlagsträger sind vom Kreiswahlleiter im Kopf der Formblätter 
zu vermerken. 

Parteien haben ferner die Aufstellung des Bewerbers in einer Mit-
glieder- oder einer besonderen oder allgemeinen Vertreterver-
sammlung zu bestätigen. 

Für jeden Unterzeichner ist auf dem Formblatt oder gesondert 
(nach dem Muster der Anlage 14 zur BWO) eine Bescheinigung 
seiner Gemeindebehörde beizufügen, dass er im Wahlkreis wahl-
berechtigt ist. 

Ein Wahlberechtigter darf nur einen Kreiswahlvorschlag unter-
zeichnen; hat jemand mehrere Kreiswahlvorschläge unterzeichnet, 
so ist seine Unterschrift auf allen Kreiswahlvorschlägen ungültig.  

Kreiswahlvorschläge von Parteien dürfen erst nach Aufstellung 
des Bewerbers durch eine Mitglieder- oder Vertreterversammlung 
unterzeichnet werden. Vorher geleistete Unterschriften sind ungül-
tig. 

8. Dem Kreiswahlvorschlag sind beizufügen: 

a)  Die Erklärung des vorgeschlagenen Bewerbers nach dem 

Muster der Anlage 15 zur BWO, dass er seiner Aufstellung 

zustimmt und für keinen anderen Wahlkreis seine Zustim-

mung zur Benennung als Bewerber gegeben hat, 

b) eine Bescheinigung der zuständigen Gemeindebehörde nach 

dem Muster der Anlage 16 zur BWO, dass der Bewerber 

wählbar ist, 

c)  bei Kreiswahlvorschlägen von Parteien eine Ausfertigung 

der Niederschrift über die Beschlussfassung der Mitglieder- 

oder Vertreterversammlung, in der der Bewerber aufgestellt 

worden ist, im Falle eines Einspruchs nach § 21 Abs. 4 

BWG auch eine Ausfertigung der Niederschrift über die 

wiederholte Abstimmung, mit der nach § 21 Abs. 6 Satz 2 

BWG vorgeschriebenen Versicherung an Eides statt. Die 

Niederschrift soll nach dem Muster der Anlage 17 gefertigt, 

die Versicherung an Eides statt nach dem Muster der Anlage 

18 abgegeben werden. Ferner haben Parteien dem Kreis-

wahlvorschlag eine Versicherung an Eides statt des vorge-

schlagenen Bewerbers gegenüber dem Kreiswahlleiter nach 

dem Muster der Anlage 15 beizufügen, dass er nicht Mit-

glied einer anderen als der den Wahlvorschlag einreichenden 

Partei ist.  

d) die erforderliche Zahl von Unterstützungsunterschriften 

nebst Bescheinigungen des Wahlrechts der Unterzeichner 

(siehe B.7.), sofern der Kreiswahlvorschlag von mindestens 

200 Wahlberechtigten des Wahlkreises unterzeichnet sein 

muss. 

9. Die einzureichenden Unterlagen sind in Schriftform rechtzeitig 
vorzulegen. Die Schriftform ist dann gegeben, wenn die schriftlich 
einzureichenden Unterlagen persönlich und handschriftlich unter-
zeichnet sind und beim zuständigen Wahlorgan im Original vor-
liegen. Die Schriftform ist durch E-Mail oder Telefax nicht ge-
wahrt. 

 

C. Zurücknahme und Änderung von Kreiswahlvorschlägen sowie 

Beseitigung von Mängeln 

 Ein Kreiswahlvorschlag kann durch gemeinsame schriftliche 
Erklärung der Vertrauensperson und der stellvertretenden Vertrau-
ensperson zurückgenommen werden, solange nicht über seine Zu-
lassung entschieden ist. Ein von mindestens 200 Wahlberechtigten 
unterzeichneter Kreiswahlvorschlag kann auch von der Mehrheit 
der Unterzeichner durch eine von ihnen persönlich und hand-
schriftlich vollzogene Erklärung zurückgenommen werden. 

Nach Ablauf der Einreichungsfrist am 17. Juli 2017, 18.00 Uhr, 
kann ein Kreiswahlvorschlag nur durch gemeinsame schriftliche 
Erklärung der Vertrauensperson und der stellvertretenden Vertrau-
ensperson und nur dann geändert werden, wenn der Bewerber 
stirbt oder die Wählbarkeit verliert. Das Verfahren nach § 21 
BWG braucht nicht eingehalten zu werden, der Unterschriften 
nach den Punkten B.5. und B.6. bedarf es nicht. Nach der Ent-
scheidung über die Zulassung des Kreiswahlvorschlags ist jede 
Änderung ausgeschlossen.  

Nach Aufforderung durch den Kreiswahlleiter sind etwaige Män-
gel im Kreiswahlvorschlag durch die Vertrauensperson rechtzeitig 
zu beseitigen. Nach Ablauf der Einreichungsfrist können nur noch 
Mängel an sich gültiger Wahlvorschläge behoben werden (vgl. § 
25 Abs. 2 BWG). 

Fragen, welche die Einreichung von Wahlvorschlägen betreffen, 
beantwortet das Sachgebiet Wahlen der Stadt Ingolstadt (85049 
Ingolstadt, Rathausplatz 4, Zimmer 107 oder 109). Dort sind auch 
die amtlich vorgeschriebenen Vordrucke nach Anlage 14 (Un-
terstützungsunterschriften) sowie die weiteren Vordrucke nach 
Anlagen 13, 15, 16, 17 und 18 zur BWO für die Einreichung von 
Wahlvorschlägen kostenfrei erhältlich. Letztgenannte Vordrucke 
sind auch im Internetangebot des Landeswahlleiters unter 
www.wahlen.bayern.de abrufbar. 

 

Der Kreiswahlleiter 

des Wahlkreises 216 Ingolstadt 

gez.  Johann  R a u s c h e r 

http://www.wahlen.bayern.de/
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Bekanntmachungen der Stadt Eichstätt 

 
18 Bekanntmachung über die Einziehung von Straßen und 

Wegen 
hier: Holbeingasse (Lageplan als Anlage) 

Aufgrund des Beschlusses vom Bau-, Planungs- und Umweltaus-
schuss der Stadt Eichstätt vom 19.01.2017 wird die unter 1 aufgeführ-
te Straße gemäß Art. 8 BayStrWG eingezogen. 
 

1. Straßenbeschreibung 

 

Straßenname: Holbeingasse 

Fl.-Nr.: 4035-1-12/3 (teilweise) 

Gemarkung: Eichstätt 

Anfangspunkt: Einmündung in den beschränkt-öffentlichen 

Weg  „Holbeingasse“ Fl.-Nr. 12/3 (teilweise) 

an der Grundstücksgrenze zwischen den 

Grundstücken Fl.-Nrn. 33 und 33/2 

Endpunkt: Einmündung in den beschränkt-öffentlichen 

Weg „Holbeingasse“ Fl.-Nr. 12/3 am Ende 

des Anbaus an das Alte Stadttheater, der das 

Treppenhaus enthält; die Fläche dieses An-

baus wird eingezogen 

Länge in km: 0,039 

Gemeinde: Große Kreisstadt Eichstätt 

Landkreis: Eichstätt 

 

2. Träger der Straßenbaulast ist die Große Kreisstadt Eichstätt 

 (km 0,039). 

Die Unterlagen zur Einziehung können während der üblichen 
Dienststunden im Rathaus, Zimmer 205 II. Stock, eingesehen werden. 

 

Eichstätt, 23.01.2017 
gez. Andreas  S t e p p b e r g e r,  Oberbürgermeister 

 

 

 
19 Bekanntmachung über die Abstufung von Straßen und 

Wegen 
 hier: Holbeingasse (Lageplan als Anlage) 

Aufgrund des Beschlusses vom Bau-, Planungs- und Umweltaus-
schuss der Stadt Eichstätt vom 19.01.2017 wird  die unter 1 aufgeführ-
te Straße gemäß Art. 7 BayStrWG umgestuft.  

 
1. Straßenbeschreibung 

 

Straßenklasse alt: Ortsstraße 

Straßenklasse neu: beschränkt-öffentlicher Weg 

Widmungsbeschränkung neu: Geh- und Radweg 

Fl.-Nr.: 4035-0-12/3 (teilweise) 

Gemarkung: Eichstätt 

Straßenname: Holbeingasse 

Anfangspunkt: Einmündung in den beschränkt-

öffentlichen Weg „Nähe Residenz-

platz“ Fl.-Nr. 12/5 zwischen den 

Grundstücken Fl.-Nrn. 33/2 und 31/2 

Endpunkt: Einmündung in die Ortsstraße „Resi-

denzplatz“ Fl.-Nr. 12/6 zwischen den 

Grundstücken Fl.-Nrn. 33 und 31/2 

Länge in km: 0,054 

Gemeinde: Große Kreisstadt Eichstätt 

Landkreis: Eichstätt 

  

2. Träger der Straßenbaulast ist die Große Kreisstadt Eichstätt 

 (km 0,054). 

Die Unterlagen zur Abstufung können während der üblichen 
Dienststunden im Rathaus, Zimmer 205 II. Stock, eingesehen werden. 
 

Eichstätt, 23.01.2017 
gez. Andreas  S t e p p b e r g e r,  Oberbürgermeister 

 

 

Bekanntmachungen anderer Behörden 

 
Sparkasse Ingolstadt Eichstätt 

20 Aufgebot von Sparkassenbüchern und sonstigen Spa-
rurkunden 

Gemäß Art. 35 und 36 AGBGB wird hiermit auf Antrag der nach-
stehend aufgeführten Antragsteller der Inhaber des/der jeweiligen 
Sparkassenbuches/Sparurkunde aufgefordert, seine Rechte unter 
Vorlegung der Urkunde binnen drei Monaten bei der Sparkasse In-
golstadt Eichstätt anzumelden. Wird die Urkunde innerhalb dieser 
Frist nicht vorgelegt, so wird das jeweilige Sparkassenbuch/die jewei-
lige Sparurkunde durch Beschluss des Vorstandes für kraftlos erklärt. 

 

Antragsteller: Tatjana Petrenko 

Urkundennummer: 3165213590 

 

Ingolstadt, 30.01.2017 

Sparkasse Ingolstadt Eichstätt 

Klaus K r a u s                            Andrea B e r g m a n n 

 

 

 
Zweckverband zur Gruppenwasserversorgung In-
golstadt-Ost 
 

21 Bekanntmachung der Haushaltssatzung des Zweckver-
bandes zur Gruppenwasserversorgung Ingolstadt-Ost 
für das Haushaltsjahr 2017 

I. 

Auf Grund der §§ 19, 20, 21 und 22 der Verbandssatzung und der 
Art. 34 Abs. 2 Nr. 3, Art. 41 und Art. 40 Abs. 1 des Gesetzes über die 
Kommunale Zusammenarbeit in Verbindung mit Art. 63 ff. der Ge-
meindeordnung erläßt der Zweckverband folgende Haushaltssatzung: 

§ 1 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2017 wird 

im Verwaltungshaushalt 

in den Einnahmen und Ausgaben auf je 334.080,--  € 

und 

im Vermögenshaushalt 

 in den Einnahmen und Ausgaben auf je 172.020,--  € 

festgesetzt. 

§ 2 

Kredite zur Finanzierung von Ausgaben im Vermögenshaushalt 
werden nicht aufgenommen. 

 

§ 3 

Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden 
nicht festgesetzt. 
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§ 4 

(1) Eine Verwaltungsumlage wird nicht erhoben. 

(2) Eine Vermögensumlage wird nicht erhoben. 

§ 5 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung 
von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird auf    55.000.--  € festge-
setzt. 

§ 6 

Weitere Vorschriften, die sich auf die Einnahmen und Ausgaben 
und den Stellenplan beziehen, werden nicht aufgenommen. 

§ 7 

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2017 in Kraft. 

 

II. 

 

Das Landratsamt Eichstätt hat als Rechtsaufsichtsbehörde die 
Haushaltssatzung geprüft und nicht beanstandet.  

 

III. 

 

Die Haushaltssatzung enthält keine genehmigungspflichtigen Tei-
le. 

Gleichzeitig wird darauf hingewiesen, daß die Haushaltssatzung 
und der Haushaltsplan eine Woche lang nach Bekanntgabe zur Ein-
sichtnahme in der Geschäftsstelle des Zweckverbandes zur Gruppen-
wasserversorgung Ingolstadt-Ost, in der Verwaltungsgemeinschaft 
Pförring, Marktplatz 1, 85104 Pförring, 1. Stock, Zimmer Nr. 1.2 
bereit liegen. 

 

Pförring, 25.01.2017 

gez. S a m m i l l e r 

Vorsitzender des Zweckverbandes  

zur Gruppenwasserversorgung Ingolstadt-Ost 

 

 

 
Schulverband Pförring 

22 Bekanntmachung der Haushaltssatzung des Schulver-
bandes Pförring für das Haushaltsjahr 2017 

I. 

Auf Grund des Art. 9 Abs. 9 BaySchFG i. V. m. Art. 27 Abs. 1 
KommZG und Art. 63 ff. der Gemeindeordnung erläßt der Schulver-
band folgende Haushaltssatzung: 

 

§ 1 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2017 wird 

im Verwaltungshaushalt 

in den Einnahmen und Ausgaben auf je 916.990 EUR 

und 

im Vermögenshaushalt 

in den Einnahmen und Ausgaben auf je      7.500 EUR 

festgesetzt. 

§ 2 

Kredite zur Finanzierung von Ausgaben im Vermögenshaushalt 
werden nicht aufgenommen. 

§ 3 

Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden 
nicht festgesetzt. 

 

§ 4 

a) Die Höhe des durch die sonstigen Einnahmen im Verwaltungs-
haushalt nicht gedeckten Bedarfs, der nach den einschlägigen Best-
immungen auf die Mitglieder des Schulverbandes umgelegt werden 
soll (Verwaltungsumlage), wird auf  664.740,--  EUR festgesetzt 
(Umlagesoll). 

b) Die Höhe des durch die sonstigen Einnahmen im Vermögens-
haushalt nicht gedeckten Bedarfs, der nach den einschlägigen Best-
immungen auf die Mitglieder des Schulverbandes umgelegt werden 
soll (Investitionsumlage), wird auf 7.500,--  EUR festgesetzt (Umla-
gesoll). 

c) Die Verbandsschule wurde am 1.Oktober 2016 von insgesamt 
282 Schülern (ohne Gastschüler) besucht. 

   Für die Bemessung der Schulverbandsumlage nach der Schüler-
zahl beträgt der Betrag je Schüler 

             im Verwaltungshaushalt   2.357,234 EUR 

             im Vermögenshaushalt   26,596 EUR 

 

§ 5 

Kassenkredite 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung 
von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird auf 150.000 EUR festge-
setzt. 

§ 6 

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2017 in Kraft. 

 

II. 

 

Das Landratsamt Eichstätt hat als Rechtsaufsichtsbehörde die 
Haushaltssatzung geprüft und nicht beanstandet. 

  

III. 

 

Gleichzeitig wird darauf hingewiesen, dass die Haushaltssatzung 
und der Haushaltsplan eine Woche lang nach Bekanntgabe zur Ein-
sichtnahme in der Geschäftsstelle des Schulverbandes Pförring, in der 
Verwaltungsgemeinschaft Pförring, Marktplatz 1, 85104 Pförring, 1. 
Stock, Zimmer Nr. 1.2 bereit liegen. 

 

 

Pförring, 25.01.2017 

gez. S a m m i l l e r 

Vorsitzender des Schulverbandes Pförring 

 

 

 
Markt Pförring 

23 Erlass der Satzung zur Erhebung von Kostenerstat-
tungsbeiträgen nach §§ 135 a-c BauGB 

Der Marktgemeinderat des Marktes Pförring hat in Ihrer Sitzung 
am 07.04.2016 den Erlass der Satzung zur Erhebung von Kosten-
erstattungsbeiträgen nach §§ 135 a-c BauGB für den Markt Pför-
ring beschlossen. 

Dieser Beschluss wird amtlich bekannt gemacht. 

Die Kostenerstattungssatzung (KEBS) o.g. Satzung kann vom 30. 
Januar 2017 bis einschließlich 27. Februar 2017 im Rathaus der 
Verwaltungsgeminschaft Pförring, Marktplatz 1, 85104 Pförring, 3. 
Stock, Zimmer Nr. 3.1 (Herrn Attenni, Tel. 08403/929232) zu den 
üblichen Besuchszeiten eingesehen werden. 

Besuchszeiten:  

vormittags:  



Amtsblatt für den Landkreis und die Stadt Eichstätt Nr. 05 vom 03. Februar 2017 Seite:  5 

 

Mo – Fr 08:00 – 12:00 Uhr 

nachmittags: 

Di  13:00 – 18:00 Uhr 

Do  15:00 – 17:00 Uhr  

 

Pförring, 27.01.2017 

gez. S a m m i l l e r, 1. Bürgermeister 

Anlage zu Nr. 18 

 

Anlage zu Nr. 19 

 


